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Sanktionen verlängert
Brüssel  Die EU hat ihre Sanktionen gegen 
Verantwortliche für den Konflikt in der Ost-
ukraine um weitere sechs Monate verlängert. 
Die EU-Regierungen beschlossen am Freitag, 
die Strafmaßnahmen gegen 177 Russen und 
Ukrainer sowie 48 Unternehmen und Organi-
sationen weiter aufrecht zu erhalten. Sie blei-
ben damit bis zum 15. September 2021 in 
Kraft. Von den Sanktionen betroffen sind 
neben pro-russischen Rebellenvertretern in 
der Ostukraine auch aktuelle und frühere rus-
sische Regierungsmitglieder, Politiker, Militär-
angehörige und Vertraute von Präsident Wla-
dimir Putin. Die EU wirft ihnen vor, die territo-
riale Integrität und Unabhängigkeit der Ukrai-
ne zu untergraben oder zu bedrohen. 
Gegen die Russen und Ukrainer sind Einreise-
verbote und die Sperrung möglicher Konten in 
der EU in Kraft. Ende Dezember hatte die EU 
bereits ihre Wirtschaftssanktionen gegen 
Russland wegen des Ukraine-Konflikts 
verlängert. Sie gelten nun bis Ende Juli dieses 
Jahres.  AFP

Myanmar verhaftet Journalist 
Taunggyi   Ein polnischer Journalist, der für die 
Deutsche Presse-Agentur in Myanmar tätig 
ist, ist von Einsatzkräften im Zentrum des 
Landes festgenommen worden. Robert Bocia-
ga sei am Donnerstag in Taunggyi, der Haupt-
stadt des Shan-Staates, von Soldaten inhaf-
tiert worden, berichteten übereinstimmend 
das Portal Myanmar Mix, das Nachrichten-
unternehmen Khit Thit Media und zahlreiche 
User in sozialen Netzwerken. Der 30-Jährige 
soll dabei auch geschlagen und verletzt wor-
den sein, so ein Reporter von Khit Thit Media 
auf Facebook. dpa

Rätselraten um Nawalny
Moskau  Anhänger des inhaftierten Kreml-
kritikers Alexej Nawalny rätseln in Russland 
erneut über dessen Aufenthaltsort. Der 44-
Jährige sei aus dem Untersuchungsgefängnis 
im Gebiet Wladimir rund 100 Kilometer 
östlich von Moskau an einen unbekannten 
Ort gebracht worden, schrieb sein Team am 
Freitag auf Twitter. Die Anwälte des Opposi-
tionsführers hätten stundenlang vor der 
Haftanstalt gewartet, bis ihnen mitgeteilt 
worden sei, dass ihr Mandant sich dort gar 
nicht mehr aufhalte. Wo er nun sei, 
wüssten sie nicht. dpa

E iner Gefahr den Krieg zu erklären, 
das gehört zur amerikanischen 
Politiksprache wie der permanen-

te, meist fruchtlose Appell an die Über-
parteilichkeit. Es gab den Krieg gegen 
Drogen, den Krieg gegen den Terror, den 
Krieg gegen Fettleibigkeit. Nun hat Joe Bi-
den, am Donnerstagabend in seiner ersten 
Fernsehansprache an die Nation, den 
Krieg gegen das Coronavirus proklamiert. 
„Das mag übertrieben klingen“, räumte er 
ein. „Aber ich meine es so. Wir befinden 
uns im Kriegszustand.“

Abgesehen vom Pathos, wie es in Wa-
shington mehr oder weniger Pflichtübung 
ist, skizzierte der US-Präsident einen kla-
ren Zeitplan, an dessen Ende der Sieg 
über die Epidemie steht. Er weist die fünf-
zig Bundesstaaten an, bis zum 1. Mai dafür 
zu sorgen, dass für jeden Erwachsenen, 
der sich impfen lassen will, der nötige 
Impfstoff verfügbar ist. Am Unabhängig-
keitstag, dem 4. Juli, der nicht nur für 
opulente Feuerwerke steht, sondern auch 
für opulente Grillfeste, sollen die Ameri-

kaner wieder Barbe-
cue-Partys feiern dür-
fen, in kleinen Grup-
pen, wie Biden vor-
sichtshalber hinzu-
fügt. 

„Nach einem lan-
gen, harten Jahr wird 
dies den Indepen-
dence Day zu etwas 
Besonderem machen, 
wenn wir nicht nur 
unsere Unabhängig-
keit als Nation bege-
hen, sondern auch den 
Beginn unserer Unab-
hängigkeit vom Virus.“

 Allerdings könne 
bis dahin noch viel 
passieren. Wissen-
schaftler hätten deut-

lich gemacht, dass sich die Lage auch wie-
der verschlimmern könne, wenn sich Mu-
tanten ausbreiteten. Keiner dürfe jetzt 
nachlassen in seiner Wachsamkeit. „Ich 
brauche Sie, jeder Amerikaner muss sei-
nen Beitrag leisten.“

Hatte der Präsident vor Amtsantritt 
von einer Million Menschen gesprochen, 
die täglich geimpft werden sollen, so legt 
er die Latte nun höher. Die neue Zielmar-
ke liegt bei zwei Millionen. Dass dies kein 
luftiges Versprechen ist, lässt sich  an der 

aktuellen Statistik ablesen. Am vergange-
nen Samstag, als 2,9 Millionen Menschen 
eine Spritze bekamen, hat das Land einen 
neuen Rekord aufgestellt. Es geht darum, 
das Tempo zu halten. Angesichts chaoti-
scher Zustände bei der Terminvergabe soll 
die Bürokratie gestrafft werden. Biden 
stellt personell aufgestockte Call-Center 
und eine bessere Website in Aussicht. 
Schon bald, verspricht er, brauche nie-
mand mehr Tag und Nacht nach einem 
Termin zu suchen. 

Irgendwann holt der 78-Jährige, der 
das Wahlduell gegen Donald Trump auch 
deshalb gewann, weil er Empathie symbo-
lisiert, eine Karteikarte aus der Innenta-
sche seines Jacketts. Auf der ist die Zahl 
der Corona-Toten notiert. An diesem 
Abend sind es mehr als 529 000. Vor 

einem Jahr, sagt Biden, sei man getroffen 
worden von einem Virus, dem die damali-
ge Regierung mit Schweigen begegnete 
und das sich unkontrolliert verbreiten 
konnte. „Realitätsverweigerung, über Ta-
ge, über Wochen, schließlich über Monate 
hinweg. Das hat zu noch mehr Toten, noch 
mehr Infektionen, zu noch mehr Stress 
und Einsamkeit geführt.“

Parallel zu der Rede hat das Weiße 
Haus weitere konkrete Schritte verkün-
det. So sollen 4000 Soldaten die Impf-
zentren unterstützen, zusätzlich zu den 
2000, die bereits abkommandiert wurden. 
20 000 Apotheken sollen eingeschaltet 
werden. Erweitert wird der Kreis derer, 
die Impfstoff injizieren dürfen – auf 
Zahn-, Tier- und Augenärzte sowie Heb-
ammen und Medizinstudenten. Dass es 

schneller vorangeht als noch zu Jahresbe-
ginn erwartet, liegt daran, dass Unterneh-
men wie Moderna aufs Tempo drücken. 
Moderna hatte zunächst 200 Millionen 
Dosen bis Ende Juni in Aussicht gestellt. 
Nach neuen Schätzungen steht die Menge 
bereits einen Monat früher zur Verfügung. 
Als Johnson & Johnson mit Anlaufschwie-
rigkeiten zu kämpfen hatte, drängte die 
Regierung auf eine Partnerschaft mit dem 
Pharmariesen Merck, der nun ebenfalls 
den Impfstoff des Konkurrenten herstellt. 
Erst am Mittwoch hatte Biden den Kauf 
zusätzlicher 100 Millionen Dosen von 
Johnson & Johnson bekannt gegeben.

Geht es um Vakzine, handelt auch seine 
Mannschaft nach der Maxime „America 
First“, nur eben im Stillen, peinlich darauf 
bedacht, Trumps Parole nicht zu wieder-
holen. Nach einem Bericht der „Washing-
ton Post“ hat Biden die Bitte seines mexi-
kanischen Amtskollegen, mit Impfspen-
den zu helfen, bis auf weiteres abschlägig 
beschieden.  „Wenn wir einen Überschuss 
haben, werden wir ihn mit dem Rest der 
Welt teilen“, hatte Biden erst Mitte der 
Woche erklärt. Zunächst müsse man si-
cherstellen, dass für Amerikaner gesorgt 
sei, dann werde man versuchen, der Welt 
zu helfen.

 Biden sagt Corona den Kampf an

Die Pandemie bringt auch wirtschaftliche Not. Vielerorts, wie hier in Brooklyn, werden Nahrungsmittel ausgegeben. Foto:  AFP/Angela Weiss

In seiner ersten Ansprache
 im Fernsehen macht der 
US-Präsident Hoffnung in der 
Pandemie.  Von Frank Herrmann

Ausfuhr Hintergrund des 
späten Lieferstarts für den 
Corona-Impfstoff von John-
son & Johnson in Europa sind 
neue Zweifel, ob die USA die 
Ausfuhr dort abgefüllter 
Impfstoffe gestatten. Das 
Unternehmen  habe die Lie-

ferkette umgestellt, um die 
USA zu umgehen, hieß es 
aus EU-Kreisen. Die Ände-
rung brauche jedoch etwas 
Zeit.

Umstellung  Ursprünglich 
sollte die Abfüllung in den 

USA stattfinden. Nun bestehe 
neue Unsicherheit über die 
amerikanische Linie. Dass 
Johnson & Johnson für die 
europäischen Lieferungen die 
Produktionswege umgestellt 
habe, sei deshalb beruhigend, 
sagte ein EU-Vertreter.  dpa
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„Ich brauche 
Sie. Jeder 
Amerikaner 
muss seinen 
Beitrag 
leisten.“
Joe Biden,
 US-Präsident

 Foto: AP/Andrew Harnik

Coronavirus US-Präsident  stellt kleine Feiern zum Unabhängigkeitstag in Aussicht

Emrach Gash zeigt Fotos der bröckeln-
den Wohnung in Pristina. Wenn er mit 
dem Vater telefoniere, erzählt er im Feb-
ruar, rassele dessen Atem. Dagmar Rüden-
burg hilft der Familie. Sie arbeitet fürs 
Interkulturelle Forum für Flüchtlings-
arbeit in Biberach, startet eine Online-Pe-
tition mit dem Titel „Inhuman und recht-
lich fragwürdig“. Knapp 40 000 Men-
schen haben bisher  unterzeichnet. 

Rüdenburg verfasst eine Pressemittei-
lung, sendet Briefe an Abgeordnete und 
das Innenministerium Baden-Württem-
berg – und blitzt überall kalt ab. Ange-
sprochen auf den lang dokumentierten 
Krankheitszustand des Ehepaars und die 
Coronalage schreibt eine Sachbearbeite-
rin des Innenministeriums am 15. Febru-
ar: „Es ist zu erwähnen, dass die Covid-19-

Handgepäck zusammensuchen,  dann geht 
es zum Flughafen Karlsruhe/Baden-Ba-
den. Um 17.20 Uhr sind sie in Pristina. 

Zu Fuß gehen sie in die Innenstadt, bitten 
einen Taxifahrer, sie bei sich unterzubrin-
gen. „Es gibt keinen Menschen aus unse-
rer Familie, der im Kosovo lebt“, sagt Sohn 
Emrach. Nach einigen Wochen vermittelt 
ihnen das örtliche Integrationsprojekt 
URA eine Wohnung.  Es regnet durch die 
Decke, an Wänden zieht sich Schimmel 
hoch. Das Holz für einen Ofen klauben sie 
in nahen Wäldern zusammen. Offizielle 
Sozialhilfe bekommen sie nicht – sie sind 
ja keine per Pass beglaubigten Staatsbür-
ger des Kosovo. Dafür aber Angehörige der 
Minderheit der Roma.

Ohne Wohnung in Pristina

Der in Riedlingen geborene Emrach Gash, 27, hat seit Oktober um das Leben seiner Eltern 
gefürchtet. Gegen die Behörden konnte er nichts ausrichten. Foto: Bäßler

Pandemie ein weltweites Geschehen ist. 
Eine Ansteckung droht grundsätzlich so-
wohl im Bundesgebiet, als auch in allen 
betroffenen Zielländern. Wie überall bie-
tet die persönliche Einhaltung der Hygie-
ne- und Abstandsvorschriften bestmögli-
chen Schutz vor Ansteckung.“ Der Staat 
Kosovo, so wird die Flüchtlingshelferin 
außerdem belehrt, habe der Rückführung 
im Vorfeld zugestimmt. Beim Verwal-
tungsgericht Sigmaringen reicht die Fami-
lie eine Klage gegen die Abschiebung ein; 
sie ist bis heute anhängig.

Wegen einer weiteren dramatischen 
Verschlechterung seiner Gesundheit 
kommt Sali Krasniqi vor wenigen Tagen in 
ein Krankenhaus in Pristina. In seiner 
Lunge hat sich Wasser gesammelt. Im 
Mehrbettzimmer, berichtet Dagmar Rü-
denburg, liegen auch zwei Coronakranke. 
Noch in diese Woche kommt der Mann 
zurück zu seiner Frau in die klamme und 
windige Wohnung. Am Freitag um 4 Uhr 
stirbt er an einem Herzinfarkt. 

Für den tief getroffenen Emrach Gash,  
dessen  Geschwister und die Enkel des To-
ten erhebt am Freitag Mittag der Flücht-
lingsrat Baden-Württemberg das Wort. 
„Ohne die Abschiebung, das lässt sich mit 
ziemlicher Sicherheit sagen, wäre Sali 
Krasniqi noch am Leben“, heißt es in 
einem Statement, das vom Stuttgarter Ge-
schäftsstellenleiter Seán McGinley sig-
niert ist.  „Die Grün-Schwarze Landesre-
gierung trägt eine Mitschuld an seinem 
Tod.“ Wenigstens Mire Gash soll nun die 
Chance haben, zu ihrer Familie zurückzu-
kehren. Die Flüchtlingshelfer wollen da-
rum kämpfen. Die Biberacherin Dagmar 
Rüdenburg äußert sich kurz nach der To-
desnachricht skeptisch. In all den Mona-
ten seit Oktober habe sie niemanden ge-
funden, der wirklich habe helfen wollen.

I n Biberach, vor knapp vier Wochen, 
ist Emrach Gash bei einem Treffen 
zwar zornig, aber noch kämpferisch 

gestimmt. Der 27-jährige Betonmisch-
meister, in Riedlingen geboren und selbst 
Vater zweier Kinder, prangert die Ab-
schiebung seiner Eltern in den Kosovo an 
– nach 28 Jahren in Deutschland. Sie 
könnten keine Pässe vorlegen, lautet  die 
amtliche  Begründung.  „Das ist verrückt 
und falsch“, sagt Sohn Emrach. Und: 
„Meine große Angst ist, dass meine Eltern 
in Pristina versterben.“ Er trägt diese 
Worte mit einem freundlichem Gesichts-
ausdruck  und  sanfter Stimme vor.

Beide sind krank, ein Pflegedienst 
kommt regelmäßig in die Riedlinger Woh-
nung. Vater Sali Krasniqi ist 62 Jahre alt, 
hat drei Herzoperationen hinter sich. Die 
Mutter Mire, 64, leidet unter Depressio-
nen. Das Paar flüchtet 1992 infolge des Ju-
goslawienkriegs mit damals fünf Kindern 
nach Deutschland. Der Kosovo existiert 
noch nicht als eigenständiger Staat. In 
Deutschland versuchen sie immer wieder, 
beim serbischen Generalkonsulat  Pässe zu 
bekommen – vergeblich. Deutsche Papiere 
sind ihnen ebenfalls unerreichbar. 

Die sechs Kinder aber machen  Ausbil-
dungen, finden sozialversicherungspflich-
tige Berufe. Niemand ist je straffällig ge-
worden. Am frühen Morgen des 12. Okto-
ber stehen Polizeibeamte in der Wohnung, 
auch eine Amtsärztin. Für den Kosovo gilt 
zu dem Zeitpunkt längst eine Reisewar-
nung aufgrund der Covid-19-Pandemie. 
Das Ehepaar darf noch das Nötigste fürs 

Eheleute aus Riedlingen werden   
in den Kosovo abgeschoben. 
Dort stirbt der Mann an seinem 
Herzleiden.  Von Rüdiger Bäßler

Auf die Zwangsreise nach Pristina folgt der Tod

Vorwürfe des Flüchtlingsrates

F ast ein Jahr nach dem Tod des Afro-
amerikaners George Floyd bei 
einem Polizeieinsatz in Minneapo-

lis hat sich die Stadt mit der Familie nach 
Medienberichten auf einen Vergleich in 
Höhe von 27 Millionen US-Dollar (etwa 
22,6 Millionen Euro) geeinigt. Das berich-
teten unter anderem die „New York 
Times“ und der Nachrichtensender CNN. 
Der Stadtrat der Großstadt im Bundes-
staat Minnesota habe den Vergleich in 
einer Sitzung am Freitag einstimmig ge-
billigt.

Nach Floyds Tod am 25. Mai vergange-
nen Jahres hatte die Familie die Stadt so-
wie vier am Einsatz beteiligte Polizisten 
verklagt. Der Stadtverwaltung wurde „be-
wusste Gleichgültigkeit“ vorgeworfen. Sie 
habe es versäumt, gegen gefährliche Poli-
zeipraktiken vorzugehen und ihre Polizei-
beamten richtig zu schulen. Damit habe 
sie eine Kultur exzessiver Gewalt und 
Straflosigkeit gefördert.

Der unbewaffnete Schwarze Floyd war 
bei der Festnahme getötet worden. Der 
weiße Polizist Derek Chauvin presste sein 
Knie minutenlang auf Floyds Hals,obwohl 
dieser flehte, ihn atmen zu lassen. Nach 
der Tötung gab es in den USA monatelang 
Massenproteste gegen Polizeigewalt und 
Rassismus. Die Polizisten hatten Floyd 
wegen des Verdachts festgenommen, mit 
einem falschen 20-Dollar-Schein bezahlt 
zu haben. Sie wurden daraufhin entlassen 
und angeklagt.

Derzeit läuft vor einem Gericht in Min-
neapolis die Auswahl der Geschworenen 
für den Prozess gegen den Hauptange-
klagten Chauvin. Zur Last gelegt wird ihm 
Mord zweiten Grades ohne Vorsatz. Da-
rauf stehen bis zu 40 Jahre Haft. Zudem 
wird ihm Totschlag zweiten Grades vorge-
worfen, was mit zusätzlich 10 Jahren Haft 
geahndet werden könnte. Am Donnerstag 
ließ der Richter auch den Anklagepunkt 
Mord dritten Grades zu, worauf bis zu 25 
Jahre Haft stehen. Das Hauptverfahren 
soll am 29. März beginnen. Auch den drei 
weiteren beteiligten Ex-Polizisten könn-
ten im Fall einer Verurteilung langjährige 
Haftstrafen drohen. Sie stehen in einem 
separaten Verfahren vor Gericht, das erst 
am 23. August beginnen soll. dpa

Die Familie des von Polizisten 
getöteten Afroamerikaners   
erhält 27 Millionen US-Dollar.

Schmerzensgeld 
nach Floyds Tod 


